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- Drucksache 2998 - 

betr. Hauptstadt Berlin 

Bericht des Abgeordneten Dr. Bucerius: 

Das Ziel des vorliegenden Antrags der Frak-
tionen der SPD, FDP, GB/BHE wurde von den An-
tragstellern in den Beratungen des Ausschusses für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen mit der Fest-
stellung umrissen, der Antrag wolle die Bundes-
regierung nicht zu einem überstürzten vollständi-
gen Umzug nach Berlin veranlassen, er wolle aber 
erreichen, daß 

a) Berlin schon jetzt — noch während der Spal-
tung Deutschlands — durch Verlegung von Be-
hörden, soweit das nur möglich sei, den ihm zu-
kommenden hauptstädtischen Charakter und 
echte hauptstädtische Funktionen erhalte und 

b) darüber hinaus unverzüglich die praktische Vor-
bereitung der Hauptstadt für den Tag der Wie-
dervereinigung beginne. 

In Nr. 1 dieses Antrags wird grundsätzlich fest-
gestellt: 

Berlin ist die Hauptstadt Deutschlands. 

Im Ausschuß wurde von den Antragstellern an 
den formellen Beschluß erinnert, mit dem sich der 
1. Bundestag am 30. September 1949 zu Berlin als 
Bestandteil und Hauptstadt der Bundesrepublik 
und als Vorposten der westlichen Freiheit be-
kannte. Wenn dieser Antrag nun dem Hause Anlaß 
gebe, darüber zu beraten, was praktisch zu tun ist, 
hielte man es für richtig, das Bekenntnis, das im 
Jahre 1949 abgelegt sei, mit diesem Satze erneut 
nachdrücklich zu bekräftigen. 

Der Ausschuß ist diesem Vorschlag einmütig ge-
folgt. 

Um Nr. 2 des Antrags, die Frage nämlich, ob, in 
welcher Weise und wo in Berlin ein Parlaments-
gebäude zu errichten ist, werden seit 1950 lebhafte 
Diskussionen geführt, die vor allen Dingen darum 
gingen, ob das alte Reichstagsgebäude zu diesem 
Zweck wiederherzustellen sei oder ob ein neuer 
moderner Bau errichtet werden solle. Im Laufe die-
ser Debatten hat der Bundestag vor zwei Jahren 
im Bundeshaushalt den Ansatz von Mitteln ge-
nehmigt, die der Finanzierung eines architektoni-
schen Wettbewerbs für die Wiederherstellung des 
Reichstagsgebäudes galten. Die Antragsteller stell-
ten vor dem Ausschuß fest, daß ihr Vorschlag all-
gemein darauf zielt, die baldige Errichtung eines 
Parlamentsgebäudes in Berlin zu veranlassen, ohne 
die in der Folge bei der Durchführung des Baues 
notwendigen politischen, technischen und ästheti-
schen Entscheidungen belasten zu wollen. 

Zwischen den Berliner Vertretern im Ausschuß 
bestand keine Meinungsverschiedenheit darüber, 
daß dieses Gebäude nur am Platz der Republik — 
dem früheren Königsplatz — errichtet werden 
kann, wie das der Vorschlag des Antrags ausdrück-
lich bestimmt wissen wollte. Ein Teil der Aus-
schußmitglieder war jedoch der Ansicht, daß es 
besser sei, im gegenwärtigen Stadium der Planun-
gen insbesondere auch den Vorschlägen der ausge-
schriebenen Wettbewerbe nicht mit einer Stand-
ortbestimmung vorzugreifen. Die Antragsteller be- 



harrten auf der zunächst vorgeschlagenen Formu-
lierung nicht, und so wurde einstimmig beschlos-
sen, daß dem Bundestag zu empfehlen sei, sich mit 
einer grundsätzlichen Feststellung, daß die Planung 
und Durchführung des Baus eines Parlaments-
gebäudes in Berlin unverzüglich zu beginnen ist, 
zu begnügen. 

Mit Nr. 3 tritt der Antrag in die praktischen Vor

-

schläge ein, mit denen nach Ansicht der Antrag-
steller versucht werden soll, das politische Ziel — 
die  völlige Wiederherstellung der hauptstädtischen 
Funktionen — zu verwirklichen. In den Buchsta-
ben d bis f werden ein Baustopp für die Einrichtun-
gen der Bundesregierung in Bonn und bestimmte 
bauliche Maßnahmen des Bundes in Berlin gefor-
dert. 
Der unter Nr. 3 Buchstabe f angesetzte Betrag 

von 20 Millionen DM beruht nach Angaben der An-
tragsteller auf Unterlagen der Bundesvermögens-
verwaltung Berlin. Der Ausbau der im Antrag ge-
nannten bundeseigenen Gebäude, vor allem die 
Wiederherstellung des Europahauses, des noch 
nicht aufgebauten Teils des Reichspatentamtes so-
wie des Bendlerblocks, würde — wie die Antrag-
steller darlegten — die Aufnahme eines beträcht-
lichen Teils der von den Bundesressorts benötigten 
Büroräume ermöglichen und die Bildung eines Re-
gierungsviertels für die Zeit nach der Wiederver-
einigung vorbereiten. Solange die Bundesregierung 
nicht in der Lage wäre, den damit zur Verfügung 
stehenden Raum in vollem Maße auszunutzen, be-
stehe für eine anderweitige Belegung ohne Zweifel 
keine große Schwierigkeit. 
Durch die Empfehlungen der Nr. 3 Buchstaben a 

bis c wird mit der Forderung auf möglichst weit-
gehende Verlegung von Bundesbehörden und Bun-
desministerium nach Berlin für die vorgeschlagenen 
baulichen Maßnahmen der eigentliche Anlaß er-
bracht. 
Die Bundesregierung soll unverzüglich die  not-

wendigen organisatorischen Voraussetzungen für 
die Verlegung von Bundesministerien sowie ande-
ren Dienststellen und Institutionen nach Berlin 
schaffen und bei neu zu errichtenden Bundesbehör-
den vorsehen, daß sie von vornherein in Berlin zu 
errichten sind; insbesondere Bauten, die für 
oberste Bundesbehörden zukünftig erforderlich 
werden, sollen in Berlin zu errichten sein. 

Bei der Debatte dieser Vorschläge ging es dem 
Ausschuß vor allen Dingen darum, klar darüber zu 
werden, ob solche Tendenzen den bestehenden 
rechtlichen und politischen Verhältnissen nach 
möglich und vom Organisatorischen her gesehen 
zweckmäßig sind. Die Antragsteller haben zur 
rechtlichen und politischen Frage auf die bereits 
in der Vergangenheit erfolgte Verlegung verschie-
dener Bundesverwaltungen nach Berlin verwiesen, 
und hierbei insbesondere auf die Errichtung des 
Bundesverwaltungsgerichts. Der besondere Status 
Berlins könne die ordnungsmäßige Arbeit von 
Bundesbehörden in Berlin nicht hindern. Bisher 
seien von seiten der westlichen Alliierten noch nie 

Eingriffe in Angelegenheiten der berreits dort 
arbeitenden Bundesbehörden erfolgt; es sei eine 
noch völlig unbegründete Vermutung, daß sich das 
in Zukunft ändern werde. 

Im übrigen wurde darauf hingewiesen, daß auch 
die Regierung der sogenannten DDR ihren Sitz in 
Ostberlin genommen hat.  Allen möglichen Einwän-
den gegenüber muß nach Meinung der Antragstel-
ler hervorgehoben werden, daß der Ausbau Ber-
lins als hauptstädtisches Zentrum in den Bemühun-
gen um die Wiedervereinigung entscheidende Be-
deutung hat. 

Dieser Auffassung wurde im Ausschuß grund-
sätzlich nicht widersprochen. Der Vertreter des 
Auswärtigen Amtes erklärte, es stehe außer Frage, 
daß eine Verlegung von Bundesbehörden vom 
außenpolitischen Standpunkt durchaus zu begrü-
ßen sei: der gesamtdeutsche Anspruch der Bundes-
republik könne von Berlin aus eindringlicher und 
wirkungsvoller geltend gemacht werden. Wenn 
aber eine wesentliche Verlegung von Bundesbehör-
den — geschweige eine Verlegung aller Bundes-
behörden — dazu führe, den Charakter des Vier-
mächtestatus der Stadt Berlin zu verändern, müsse 
zu seiner Aufrechterhaltung, über deren Notwen-
digkeit es wohl keine Meinungsverschiedenheiten 
gäbe, ohne Zweifel mit dem Einspruch der Alliier-
ten gerechnet werden. 

An eine solche umfassende Verlegung haben die 
Antragsteller — wie sie auf diese Feststellung hin 
ausdrücklich versicherten — mit den Empfehlun-
gen ihres Antrags im gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht gedacht. So war die Differenz, die sich in den 
Auffassungen der Ausschußmitglieder hinsichtlich 
der Verlegung von Bundesbehörden ergab, mehr 
mit der Frage des Rahmens verbunden, in dem 
Planungen solcher Art technisch möglich und 
organisatorisch zweckmäßig sind. Von einem be-
trächtlichen Teil der Ausschußmitglieder wurden 
vor allem Bedenken geäußert, daß eine sofortige 
weitgehendere Übersiedlung von Bundesministe-
rien die Funktionsfähigkeit der Bundesregierung 
in starkem Maße beeinträchtigen muß. Von diesem 
Teil des Ausschusses wurde es vor allem für er-
forderlich gehalten, daß die wesentlichen Regie-
rungsstellen für den einzelnen Staatsbürger mühe-
los zu erreichen sind. Da der Antrag seine Vor-
schläge jedoch nicht auf die Frage des Wieviel und 
die Reihenfolge des Wann erstreckte und in der 
Absicht Einigkeit bestand, entschied der Ausschuß 
mit großer Mehrheit, daß es richtig sei, es auch in 
der Form bei den vorgeschlagenen Empfehlungen 
zu belassen. 

Allerdings kam man überein, die Eingangsformel 
der Nr. 3, die von einem Ersuchen an die Bundes-
regierung sprach, ausdrücklich in eine Empfehlung 
abzuändern, da auch im Ausschuß kein Zweifel be-
stand, daß die Bundesregierung kraft ihrer Organi-
sationsgewalt verfassungsrechtlich in der Entschei-
dung über die Unterbringung ihrer Behörden frei 
und ungebunden ist. 



Der Wunsch  der  Antragsteller, daß die Bundes-
regierung dem Bundestag über das Veranlaßte und 
technisch weiterhin Mögliche berichten möge, wurde 
sinnentsprechend abgetrennt und in einem Er-
suchen der Nr. 4 des Ausschußantrags gesondert 
vorgelegt. 

Die Maßnahmen, die im Antrag der Drucksache 
2998 für die Hochschulen Berlins gefordert waren, 
wurden vom Ausschuß vollinhaltlich und einstim-
mig übernommen. Schon während früherer Be-
ratungen hatte der Ausschuß gegenüber Vertre-
tern der Bundesregierung den Wunsch zum Aus-
druck gebracht, soweit nur möglich Bedenken im 
Hinblick auf die gegebenen Kompetenzen ange-
sichts der eminenten politischen Bedeutung dieser 
Fragen bei Hilfsmaßnahmen für die Berliner Hoch-
schulen und ihre Studentenschaft zurücktreten zu 
lassen. Die Einführung des numerus clausus z. B. 
an der Berliner Freien Universität trifft Studie-
rende, die aus der sowjetisch besetzten Zone und 
dem Ostsektor Berlins kommen, in besonderem 
Maß. Hier durch tatkräftige finanzielle Hilfe 
Möglichkeiten zur Abhilfe zu schaffen, wird vom 
Ausschuß durchaus als eine politische Aufgabe im 
gesamtdeutschen Interesse betrachtet. 

Wegen der Empfehlung unter Nr. 3 Buchstabe f, 
die Bundesregierung um den Einsatz von 20 Mil-
lionen DM in den Bundeshaushaltsplan für die Wie

-

derherstellung verschiedener bundeseigener Ge-
bäude zu ersuchen, wurde — gemäß § 96 (neu) der 
Geschäftsordnung — der Haushaltsausschuß feder-
führend mit dem Antrag der Drucksache 2998 be-
faßt. 

Durch seinen Berichterstatter, Abg. Klingelhöfer, 
stellt dieser Ausschuß nunmehr unter Druck-
sache 3129 jedoch fest, ,daß nach der Sachlage für 
ihn keine Veranlassung bestehe, wegen der Beein-
flussung der Haushaltslage für das Rechnungsjahr 
1956 gemäß § 96 (neu) der Geschäftsordnung zu 
berichten. 

Es ist wohl folgerichtig, daß aus diesem Grunde 
die im Antrag des Haushaltsausschusses enthaltene 
Feststellung, Entscheidungen über die erforder-
lichen Mittel im Rahmen des Bundeshaushaltsplans 
1957 seien erst möglich, nachdem die Bundesregie-
rung mit Zahlen belegte Vorschläge gemacht habe, 
die in diesem Zusammenhang vom Ausschuß für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen vorgelegten 
Empfehlungen nicht berühren kann. 

Bonn, den 29. Januar 1957 

Dr. Bucerius 
Berichterstatter 
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(35. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktionen der SPD, FDP, GB/BHE 

- Drucksache 2998 - 

betr. Hauptstadt Berlin 

Bericht des Abgeordneten Dr. Bucerius: 

Das Ziel des vorliegenden Antrags der Frak-
tionen der SPD, FDP, GB/BHE wurde von den An-
tragstellern in den Beratungen des Ausschusses für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen mit der Fest-
stellung umrissen, der Antrag wolle die Bundes-
regierung nicht zu einem überstürzten vollständi-
gen Umzug nach Berlin veranlassen, er wolle aber 
erreichen, daß 

a) Berlin schon jetzt — noch während der Spal-
tung Deutschlands — durch Verlegung von Be-
hörden, soweit das nur möglich sei, den ihm zu-
kommenden hauptstädtischen Charakter und 
echte hauptstädtische Funktionen erhalte und 

b) darüber hinaus unverzüglich die praktische Vor-
bereitung der Hauptstadt für den Tag der Wie-
dervereinigung beginne. 

In Nr. 1 dieses Antrags wird grundsätzlich fest-
gestellt: 

Berlin ist die Hauptstadt Deutschlands. 

Im Ausschuß wurde von den Antragstellern an 
den formellen Beschluß erinnert, mit dem sich der 
1. Bundestag am 30. September 1949 zu Berlin als 
Bestandteil und Hauptstadt der Bundesrepublik 
und als Vorposten der westlichen Freiheit be-
kannte. Wenn dieser Antrag nun dem Hause Anlaß 
gebe, darüber zu beraten, was praktisch zu tun ist, 
hielte man es für richtig, das Bekenntnis, das im 
Jahre 1949 abgelegt sei, mit diesem Satze erneut 
nachdrücklich zu bekräftigen. 

Der Ausschuß ist diesem Vorschlag einmütig ge-
folgt. 

Um Nr. 2 des Antrags, die Frage nämlich, ob, in 
welcher Weise und wo in Berlin ein Parlaments-
gebäude zu errichten ist, werden seit 1950 lebhafte 
Diskussionen geführt, die vor allen Dingen darum 
gingen, ob das alte Reichstagsgebäude zu diesem 
Zweck wiederherzustellen sei oder ob ein neuer 
moderner Bau errichtet werden solle. Im Laufe die-
ser Debatten hat der Bundestag vor zwei Jahren 
im Bundeshaushalt den Ansatz von Mitteln ge-
nehmigt, die der Finanzierung eines architektoni-
schen Wettbewerbs für die Wiederherstellung des 
Reichstagsgebäudes galten. Die Antragsteller stell-
ten vor dem Ausschuß fest, daß ihr Vorschlag all-
gemein darauf zielt, die baldige Errichtung eines 
Parlamentsgebäudes in Berlin zu veranlassen, ohne 
die in der Folge bei der Durchführung des Baues 
notwendigen politischen, technischen und ästheti-
schen Entscheidungen belasten zu wollen. 

Zwischen den Berliner Vertretern im Ausschuß 
bestand keine Meinungsverschiedenheit darüber, 
daß dieses Gebäude nur am Platz der Republik — 
dem früheren Königsplatz — errichtet werden 
kann, wie das der Vorschlag des Antrags ausdrück-
lich bestimmt wissen wollte. Ein Teil der Aus-
schußmitglieder war jedoch der Ansicht, daß es 
besser sei, im gegenwärtigen Stadium der Planun-
gen insbesondere auch den Vorschlägen der ausge-
schriebenen Wettbewerbe nicht mit einer Stand-
ortbestimmung vorzugreifen. Die Antragsteller be- 



harrten auf der zunächst vorgeschlagenen Formu-
lierung nicht, und so wurde einstimmig beschlos-
sen, daß dem Bundestag zu empfehlen sei, sich mit 
einer grundsätzlichen Feststellung, daß die Planung 
und Durchführung des Baus eines Parlaments-
gebäudes in Berlin unverzüglich zu beginnen ist, 
zu begnügen. 

Mit Nr. 3 tritt der Antrag in die praktischen Vor-
schläge ein, mit denen nach Ansicht der Antrag-
steller versucht werden soll, das politische Ziel — 
die  völlige Wiederherstellung der hauptstädtischen 
Funktionen — zu verwirklichen. In den Buchsta-
ben d bis f werden ein Baustopp für die Einrichtun-
gen der Bundesregierung in Bonn und bestimmte 
bauliche Maßnahmen des Bundes in Berlin gefor-
dert. 
Der unter Nr. 3 Buchstabe f angesetzte Betrag 

von 20 Millionen DM beruht nach Angaben der An-
tragsteller auf Unterlagen der Bundesvermögens-
verwaltung Berlin. Der Ausbau der im Antrag ge-
nannten bundeseigenen Gebäude, vor allem die 
Wiederherstellung des Europahauses, des noch 
nicht aufgebauten Teils des Reichspatentamtes so-
wie des Bendlerblocks, würde — wie die Antrag-
steller darlegten — die Aufnahme eines beträcht-
lichen Teils der von den Bundesressorts benötigten 
Büroräume ermöglichen und die Bildung eines Re-
gierungsviertels für die Zeit nach der Wiederver-
einigung vorbereiten. Solange die Bundesregierung 
nicht in der Lage wäre, den damit zur Verfügung 
stehenden Raum in vollem Maße auszunutzen, be-
stehe für eine anderweitige Belegung ohne Zweifel 
keine große Schwierigkeit. 
Durch die Empfehlungen der Nr. 3 Buchstaben a 

bis c wird mit der Forderung auf möglichst weit-
gehende Verlegung von Bundesbehörden und Bun-
desministerium nach Berlin für die vorgeschlagenen 
baulichen Maßnahmen der eigentliche Anlaß er-
bracht. 
Die Bundesregierung soll unverzüglich die not-

wendigen organisatorischen Voraussetzungen für 
die Verlegung von Bundesministerien sowie ande-
ren Dienststellen und Institutionen nach Berlin 
schaffen und bei neu zu errichtenden Bundesbehör-
den vorsehen, daß sie von vornherein in Berlin zu 
errichten sind; insbesondere Bauten, die für 
oberste Bundesbehörden zukünftig erforderlich 
werden, sollen in Berlin zu errichten sein. 

Bei der Debatte dieser Vorschläge ging es dem 
Ausschuß vor allen Dingen darum, klar darüber zu 
werden, ob solche Tendenzen den bestehenden 
rechtlichen und politischen Verhältnissen nach 
möglich und vom Organisatorischen her gesehen 
zweckmäßig sind. Die Antragsteller haben zur 
rechtlichen und politischen Frage auf die bereits 
in der Vergangenheit erfolgte Verlegung verschie-
dener Bundesverwaltungen nach Berlin verwiesen, 
und hierbei insbesondere auf die Errichtung des 
Bundesverwaltungsgerichts. Der besondere Status 
Berlins könne die ordnungsmäßige Arbeit von 
Bundesbehörden in Berlin nicht hindern. Bisher 
seien von seiten der westlichen Alliierten noch nie 

Eingriffe in Angelegenheiten der berreits dort 
arbeitenden Bundesbehörden erfolgt; es sei eine 
noch völlig unbegründete Vermutung, daß sich das 
in Zukunft ändern werde. 

Im übrigen wurde darauf hingewiesen, daß auch 
die Regierung der sogenannten DDR ihren Sitz in 
Ostberlin genommen hat. Allen möglichen Einwän-
den gegenüber muß nach Meinung der Antragstel-
ler hervorgehoben werden, daß der Ausbau Ber-
lins als hauptstädtisches Zentrum in den Bemühun-
gen um die Wiedervereinigung entscheidende Be-
deutung hat. 

Dieser Auffassung wurde im Ausschuß grund-
sätzlich nicht widersprochen. Der Vertreter des 
Auswärtigen Amtes erklärte, es stehe außer Frage, 
daß eine Verlegung von Bundesbehörden vom 
außenpolitischen Standpunkt durchaus zu begrü-
ßen sei: der gesamtdeutsche Anspruch der Bundes-
republik könne von Berlin aus eindringlicher und 
wirkungsvoller geltend gemacht werden. Wenn 
aber eine wesentliche Verlegung von Bundesbehör-
den — geschweige eine Verlegung aller Bundes-
behörden — dazu führe, den Charakter des Vier-
mächtestatus der Stadt Berlin zu verändern, müsse 
zu seiner Aufrechterhaltung, über deren Notwen-
digkeit es wohl keine Meinungsverschiedenheiten 
gäbe, ohne Zweifel mit dem Einspruch der Alliier-
ten gerechnet werden. 

An eine solche umfassende Verlegung haben die 
Antragsteller — wie sie auf diese Feststellung hin 
ausdrücklich versicherten — mit den Empfehlun-
gen ihres Antrags im gegenwärtigen Zeitpunkt 
nicht gedacht. So war die Differenz, die sich in den 
Auffassungen der Ausschußmitglieder hinsichtlich 
der Verlegung von Bundesbehörden ergab, mehr 
mit der Frage des Rahmens verbunden, in dem 
Planungen solcher Art technisch möglich und 
organisatorisch zweckmäßig sind. Von einem be-
trächtlichen Teil der Ausschußmitglieder wurden 
vor allem Bedenken geäußert, daß eine sofortige 
weitgehendere Übersiedlung von Bundesministe-
rien die Funktionsfähigkeit der Bundesregierung 
in starkem Maße beeinträchtigen muß. Von diesem 
Teil des Ausschusses wurde es vor allem für er-
forderlich gehalten, daß die wesentlichen Regie-
rungsstellen für den einzelnen Staatsbürger mühe-
los zu erreichen sind. Da der Antrag seine Vor-
schläge jedoch nicht auf die Frage des Wieviel und 
die Reihenfolge des Wann erstreckte und in der 
Absicht Einigkeit bestand, entschied der Ausschuß 
mit großer Mehrheit, ,daß es richtig sei, es auch in 
der Form bei den vorgeschlagenen Empfehlungen 
zu belassen. 

Allerdings kam man überein, die Eingangsformel 
der Nr. 3, die von einem Ersuchen an die Bundes-
regierung sprach, ausdrücklich in eine Empfehlung 
abzuändern, da auch im Ausschuß kein Zweifel be-
stand, daß die Bundesregierung kraft ihrer Organi-
sationsgewalt verfassungsrechtlich in der Entschei-
dung über die Unterbringung ihrer Behörden frei 
und ungebunden ist. 



Der Wunsch der Antragsteller, daß die Bundes-
regierung dem Bundestag über das Veranlaßte und 
technisch weiterhin Mögliche berichten möge, wurde 
sinnentsprechend abgetrennt und in einem Er-
suchen der Nr. 4 des Ausschußantrags gesondert 
vorgelegt. 

Die Maßnahmen, ,die im Antrag der Drucksache 
2998 für die Hochschulen Berlins gefordert waren, 
wurden vom Ausschuß vollinhaltlich und einstim-
mig übernommen. Schon während früherer Be-
ratungen hatte der Ausschuß gegenüber Vertre-
tern der Bundesregierung den Wunsch zum Aus-
druck gebracht, soweit nur möglich Bedenken im 
Hinblick auf die gegebenen Kompetenzen ange-
sichts der eminenten politischen Bedeutung dieser 
Fragen bei Hilfsmaßnahmen für die Berliner Hoch-
schulen und ihre Studentenschaft zurücktreten zu 
lassen. Die Einführung des numerus clausus z. B. 
an der Berliner Freien Universität trifft Studie-
rende, die aus der sowjetisch besetzten Zone und 
dem Ostsektor Berlins kommen, in besonderem 
Maß. Hier durch tatkräftige finanzielle Hilfe 
Möglichkeiten zur Abhilfe zu schaffen, wird vom 
Ausschuß durchaus als eine politische Aufgabe im 
gesamtdeutschen Interesse betrachtet. 

Wegen der Empfehlung unter Nr. 3 Buchstabe f, 
die Bundesregierung um den Einsatz von 20 Mil-
lionen DM in den Bundeshaushaltsplan für die Wie-

derherstellung verschiedener bundeseigener Ge-
bäude zu ersuchen, wurde — gemäß § 96 (neu) der 
Geschäftsordnung — der Haushaltsausschuß feder-
führend mit dem Antrag der Drucksache 2998 be-
faßt. 

Durch seinen Berichterstatter, Abg. Klingelhöfer, 
stellt dieser Ausschuß nunmehr unter Druck-
sache 3129 jedoch fest, ,daß nach der Sachlage für 
ihn keine Veranlassung bestehe, wegen der  Beein-
flussung der Haushaltslage für das Rechnungsjahr 
1956 gemäß § 96 (neu) der Geschäftsordnung zu 
berichten. 

Es ist wohl folgerichtig, daß aus diesem Grunde 
die im Antrag des Haushaltsausschusses enthaltene 
Feststellung, Entscheidungen über die erforder-
lichen Mittel im Rahmen des Bundeshaushaltsplans 
1957 seien erst möglich, nachdem die Bundesregie-
rung mit Zahlen belegte Vorschläge gemacht habe, 
die in diesem Zusammenhang vom Ausschuß für 
Gesamtdeutsche und Berliner Fragen vorgelegten 
Empfehlungen nicht berühren kann. 

Bonn, den 29. Januar 1957 

Dr. Bucerius 
Berichterstatter 


